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Bundessozi;lgericht

7 RAr 65/63

Verkündet

am 15„ Okt„

1

1964

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

..o-oooooonoooooooooooooooooooccooooaoooooooooooooo

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n
3.

1‘
l00O.°00000000000OOOOQDO00000OOOOOOOQOOOOOOOOOOOOOD

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 70 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 15° Oktober 1964 in Berlin9

an der mitgewirkt haben '

Senatspräsident €{‚ ■re B e rin d t

‚_ .
als Vorsitzender‚

.,:if Bundesrichter
_,

Dr; K l ä B ‘ '>f } und
Bundesrichter ‘ Dr° K r e b s

_.
als weitere Berufsrichter,

64Bundessozialricnter M a r s c h e 1 und

Bundessozialrichter M i c h e e l i 3

als ehrenamtliche Richter‚

für Recht erkannt: _: ‚ ;
‚c_

s.

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 270 September 1963 wird zu—
rückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten° . ' Yu“).

Von Rechts wegen°
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I° Die zuletzt als Verwaltungsangestellte im Dienst der be—

klagten Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (BfArb) beschäftigte Klägerin meldete

sich am 31° Mai 1960 arbeitslos und beantragte Arbeits—
losengeld (Alg), das ihr für die Dauer von 234 Wochentagen

mit zuletzt 63,50 DM wöchentlich (10,55 DM täglich) be—

willigt wurde„ Wegen zeitweiliger Abmeldung und Arbeits—

unfähigkeit war dieser Anspruch erst am 4; Mai 1961 aus—
gesch’ipft° ‘ ‘ ‘ " '

Mit Wirkung vom 10 März 1961 wurde von der Bundesversiehe—

rungsanstalt für Angestellte (BfA) der Klägerin vorgezoge—

nes Altersruhegeld (@ 25 Abs„ 3 des Angestelltenversiehe—

rungsgesetzes —AVG—) in Höhe von 271‚—» DM monatlich zuer—

kennt° Darauf entzog das Arbeitsamt (Verfügung vom 270

Juni 1961) das Alg rückwirkend vom 1, März bis zum 4, Mai

des genannten Jahres und forderte die überzahlten Leistun—

gen von insgesamt 590,80 DM zurück, da der Anspruch wegen

des Altersruhegeldes gemäß % 87 Abs„ 5 des Gesetzes über
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG)

ruhe° Gleichzeitig teilte es der Klägerin mit, daß zur

Befriedigung dieser Forderung ihr Rentenanspruch gegen die

BfA auf das Arbeitsamt übergeleitet wurdeo Zugleich ent—

hielt die Verfügung den Vorbehalt, den zu Unrecht erhalte—

nen Betrag gegebenenfalls auch von der Klägerin selbst

zurückzufordern9 Gegen diese Verfügung erhob die Klägerin

trotz Reehtsbehelfbelehrung keinen Widersprucho

Das Arbeitsamt forderte zunächst die
äberleitung

von
590,80 DM durch die BfA7 doch überwies diese nur 209,—— DM,

da die Beklagte als ehemaliger Dienstherr der Klägerin

gleichzeitig einen Ersatzansprueh wegen überzahlter Ver—

sorgungsbezüge angemeldet hatte, Daraufhin verlangte das

Arbeitsamt durch mit Rechtsmittelbelehrung versehenen
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Rückforderungsbesoh@id vom 4° Dezember 1961 den Restbe—

trag von 581,80 DM von der Klägerin persönlich, Auf de—

ren Widerspruch hin hob das Arbeitsamt jenen Bescheid

indessen Wieder auf, weil darin die gesetzlichen Be—

stimmungen unrichtig angegeben worden seien, und bat

die Klägerin, ihre sonstigen Einkünfte bekanntzugeben,

damit über die Rückforderung der 381,80 DM neu ent—

schieden werden könne° ’ “‘ ' "5 hi]! '

‘ ' 1

Als die Klägerin danach mitgeteilt hatte, daß sie neben

dem monatlichen Zuschuß der Beklagten von 76,01 DM und

der ab 10 März 1961 erhöhten Versichertenrente der BfA

von 279,—— DM weitere 63,80 DM monatlich von der Ver—

sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) er—
halte, forderte das Arbeitsamt (Bescheid vom 22° März
1962) unter Berufung auf seine Verfügung vom 27° Juni
1961 die Klägerin erneut auf, den Betrag von 381,80 DM

zu begleiehen; unter Berücksichtigung ihrer wirtschaft—

lichen Verhältnisse nach @ 185 Abs° 2 Satz 1 Nr, 5 und

Satz 3 AVAVG sei sie zur Rückzahlung des gesamten Be—

trages von 590,80 DM verpflichtet. Gleichzeitig vertrat

es die Auffassung, dieser neue Rückforderungsbescheid

bleibe Gegenstand des am 5„ Januar 1962 eingeleiteten

Vorverfahrenso

Mit Bescheid vom 270 April 1962 wurde der Wider8pruch

der Klägerin gegen die Rückforderungsverfügung vom 40

Dezember 1961 idF vom 22° März 1962 zurückgewiesen;

der AnSpruch der Klägerin auf Alg ruhe gemäß 5 87
Abs° 5 AVAVG, da ihr vorgezogenes Altersruhegeld zu—
erkannt sei und sie zu dem für die Rückforderung maß—

geblichen Zeitpunkt ein monatliches Einkommen von
410,80 DM gehabt habec

_ . V:. 1. ,_ 1:

Nachdem die Klägerin beim Sozialgericht (SG) Klage er—
hoben hatte, erhielt die Beklagte von der BfA wegen
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inzwischen erfolgter Rentenerhöhung einen weiteren Betrag

von 44,50 DM und änderte hierauf die angefochtenen Verwal—

tungsbescheide dahin ab, daß sie von der Klägerin persön—

lich nur noch 337,30 DM zurückforderteo '

Das SG wies die Klage ab und beschränkte die Zulä sigkeit

der Berufung unter ausdrücklicher Ablehnung einer Zulassung

auf die Rüge eines wesentlichen Verfehrensmangels (Urteil

vom 14 März 1963)0 Die Verfügung vom 270 Juni 1961 sei
mangels Widerspruchs der Klägerin bindend geworden° Deshalb

habe nur noch über den auf 337,50 DM ermäßigten Rückforde—

rungsanspruch entschieden werden könneno Dieser indessen

sei begrdndet und auch wirtschaftlich vertretbar‚ weil die

Klägerin, gleichgültig, ob man den Juni oder den Dezember

1561 als maßgeblichen Zeitpunkt ansehe, seinerzeit ein mo—

nstliohes Einkommen von mehr als 400 DM gehabt habe() ‘ '
' \

In der mündlichen Verhendlung, auf die das Urteil erging9

hat als Sozialrichter aus dem Kreis der Versicherten der

Regierungsamtmann Schxxßxggg mitgewirkt, der nicht in der

Arbeitslosenversicherung‚ sondern seinen Angaben nach frei—

willig bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) gegen

'renkheit versichert ist und außerdem laut Bescheinigung

der th sowohl für eine Rente wegen Berufsunfähigkeit als

auch für das Altersruhegeld die Wartezeit erfüllt hate

Gegen das ihr am 11. April 1963 zugestellte Urteil legte

-\
.

llgerin Berufung ein und rügte u.,a° als Verfahrens—

margel, das SG sei nicht vorschriftsmäßig besetzt gewesen,

da 88 nicht genüge, (16.313 der VGI‘SiCICG rtenbeisitzer SCh'11,1',;;;111112111ä12112211i'."

in der Soziulversicherung versichert sei„ Die Versicherten—

eigenschaft eines Sozielrichters müsse vielmehr jeweils

in dem Sachgebiet bestehen, in dem er als Sozialrichter

tätig werdeo
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IIIo Das Landessozialgericht (LSG) verwarf die Berufung der

Klägerin (Urteil vom 27; September 1963) als unzulässig,
Nach seiner Ansicht habe die Beklagte dadurch, daß sie

in ihrem Wideispruchsbescheid erneut den Entzug des Alg

geprüft habe, auf die Bindungswirkung der Verfügung

vom 27. Juni 1960 verzichtet° Somit betreffe die Be—

rufung zunächst einen Anspruch auf Alg° Da dieser sich

aber nur auf Leistungen für einen Zeitraum bis zu 13

Wochen erstrecke, sei das Rechtsmittel insoweit nach

5 144 Abs, 1 Nr° 2 des Sozialgerichtsgesctzes (SGG)

“nicht zulässig. Soweit die Berufung die Rückforderung

von 337,30 DM zum Gegenstand habe, sei sie gemäß 9 149,

1. Halbsatz SCG, der auch Anwendung finden müsse, wenn

nicht nur die Rückerstattung, sondern gleichzeitig-

die Ehtziehung der Leistung streitig sei, ausge—
schlossen, da der Beschwerdewert unter 500 DM liegeo

Da das SG_die teils dem Beschwerdegegenstand, teils

dem Beschwerdewert nach unzulässige Berufung ferner

nicht nach 5 150 Nr° 1 SGG zugelassen habe, sei ihre

Statthaftigkeit gemäß 5 150 Nr° 2 SGGvon der Rüge eines
wesentlichen Verfahrensmangels abhängig, Ein solcher könne

jedoch in der Mitwirkung des sozialrichters SChggggggy

am Verfahren des SG nicht erblickt werden, da es
nicht erforderlich sei, daß der Sozialrichter aus

dem Kreis der Versicherten gerade in dem Zweig die
Versicherteneigenschaft besitze, in dem er tätig

werde° Vielmehr genüge die Zugehörigkeit zu einem

Zweig der Soziolversicherung oder zur Arbeitslosen»

versicherung, Dies ergebe sich vor allem aus dem

Wortlaut des % 12 Abs, 2 Satz 1 SGG, der auf eine
gemeinsame und summarische Regelung bezüglich der

Besetzung der Gerichte sowie auf einen einheitlichen

Begriff des Versicherten in den Sachgebieten der

Sozial— und der Arbeitsloscnversicherung abstelle°
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a es zudem der gesetzgeberisehen Praxis entspreche, die

Besetzung von Gericdten möglichst vollständig und ein—

deutig zu regeln, könne auf diesen Rechtsgebieten noch

weniger als sonst über den Wortlaut des Gesetzes hinaus—

gegangen oder von diesem abgewichen werden„ Für einen See

zislriehter aus den Kreisen der Versicherten im Sinne des

@ 12 Abs° 2 Satz 1 SGG sei daher nur erforderlich9 daß er
in einem Zweig der Sozialversieherung oder in der Arbeits—

losenve*sicherung auf Grund einer Pflichtversieherung oder

einer fre'willigen Selbst— bzw° Weiterversieherung versiä■e'

dert sei° Hierbei sei in der Rentenversieherung nicht er—

forderlich‚ daß im Zeitpunkt der Mitwirkung des Sozial—

richters Beiträge entrichtet würden‚ da die einmal erwor—
bene Versieherteneigensehaft, falls nicht die Beiträge

zurückverlangt würden, bis zum endgültigen Abschluß des

Versichsrungsverhältnisses fortbestehe° Der Sozialriehter

SChTIIIÜII} der die Versieherteneigensehaft sowohl in der

Renten— als auch in der Krankenversicherung besitze9 habe

daher als Beisitzer aus dem Kreis der Versicherten in der

Kammer für Angeleg«nheiten der Arbeitslosenversieherung

mitwirken könneno '

Revision wurde zugelassent

IVO Gegen das am 9„ November 1963 zugestellte Urteil legte die

Klägerin form— und fristgerecht Revision eine Sie rügt,

-s LSG habe verkannt, daß ihre Berufung schon nach 5 149

\ ‚<

&

GG zulässig gewesen sei° Nicht nur der Rückforderungsan—

spruch in Höhe von 337,30 DM‚ sondern auch die Entziehung

des Alg in Höhe von 381,80 DM seien Gegenstand des vor—
liegenden Verfahrenso Da nun die Rückerstattung neben dem

Leistungsentzug eine zusätzliche Beschwer fur den Betroffe—

nen de.stelle‚ müßten beide Streitgegenstände zusammenge—

rechret werden, womit sich hinsichtlich der Klägerin ein

Beschuerdewert von 719,10 DM ergebeo Abgesehen davon sei

die Berufung jedenfalls gemäß % 150 Nr° 2 SGG zulässig

gewesen, da das SG nicht ordnungsgemäß besetzt gewesen und
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„AT...

somit sein Urteil mit einem Wesentlichen Verfdhrensman—

gel behaftet sei° Denn die Zugehörigkeit des Beisitzers

Schtx:xmmr zur Sozielversicherung allgemein reiche nicht

aus, um in einer Kammer für Angelegenheiten der Arbeits—

losenversicherung sozialrichter sein zu können° Für die
'gegenteilige Auffassung des LSG spreche lediglich die

Komprimierung der für beide Versicherungszweige gelten—

den Regelung in % 12 Abs° 2 Satz 1 SGGOHierbei handele

es sich aber — ebenso wie bei 5 16 Abs° 2 SGG — um das

Bemühen des Gesetzgebers, die Wiederholung praktisch

gleichlautender Sätze für jeden einzelnen Versicherungs—

zweig zu vermeiden. Dagegen sprächen die geschichtliche

Entwicklung und der Aufbau der Sozialgerichtsbarkeit

für die Auffassung der Klägerin„ Der Gesetzgeber gehe

in @ 10 Abs„ 1 SGG davon aus, daß die dort genannten

Zweige der Sexialgerichtsbarkeit wesensmäßige Unter—

schiede zeigten, die eine getrennte Behandlung und die

Heranziehung von Laienbeisitzern aus den jeweiligen Ge—

.bieten erforderten° Dementsprechend müsse eine Trennung

der Laienbeisitzer in den Kammern für Angelegenheiten

der SozialVersicherung und für Angelegenheiten der Ar—

beitslosenversicherung ebenso erfolgen, wie dies für

die übrigen Versicherungszweige in 5 12 SGGvorgesehen
sei° Dies um so mehr, als die Sollvorschrift des @ 12

Abs° 2 SGG sogar für die nicht zwingend vorgeschriebe—

ne Aufteilung der Sozialversicherungssachen auf be—
stimmte Fachkammern die Zugehörigkeit der Sozialrich—

ter zum jeweiligen Fachgebiet vorschreibe° Das SG sei

daher falsch besetzt und deshalb die Berufung gegen
sein Urteil gemäß @ 150 Nr„ 2 SGG zulässig gewesen()

In materiell—rechtlicher Hinsicht rügt die Klägerin,

das SG habe vorkannt, daB der Bezug von vorgezogenem

Altersruhegeld gemäß @ 25 Abs„ 3 AVG überhaupt nicht

von 5 87 Abs„ 5 AVAVG erfaßt werde und daher auch-
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nicht den Anspruch auf Alg zum Ruben bringen Ferner hätte

sich die Beklagte nur an die Ansprüche der Klägerin im Sinne

des @186 Abso 1 AVAVGhalten dürfen, da gemäß% 185 Abso 2
Satz 1 Nr„ 3 AVAVG jeder direkte Anspruch gegen den
Leistungsempfänger ausgeschlossen werden Zumindest aber sei

ein etwa gegebener Rückerstattungsanspruch verwirkt9 da die

Klägerin nach der Fassung des Bescheids vom 27„ Juni 1961

darauf habe vertrauen dürfen, daß direkte Forderungen gegen
sie nicht erhoben würden° Schließlich stehe einer Rückfor—

derung der @ 185 Abs° 2 Satz 5 AVAVG entgegen, da die Klä—

gerin im Juni 1961 nur über ein Monetseinkommen von 279960

Dh verfügt habe„

Die Klägerin beantragt9

das Urteil des LSG aufzuheben und unter Ab—
änderung des Urteils des SG Berlin vom 140
Kärz 1965 den Bescheid des Arbeitsamts vom
40 Dezember 1961 idF vom 22° März und 250
Oktober 1962 sowie den Widerspruchsbescheid
vom 27° April 1962 eufzuheben,

hilfsweise,' - ‘ \
die Suche zu anderweitigen Verhandlung und
Entscheidung an das ESG zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurlckzuweiseno

Sie erachtet die Entscheidungegründe im Urteil des LSG für

zutreffend und verweist darauf als eigene Revisionsbeant—

wortung°

Die nach % 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG ststthafte Revision ist zu—

lässig, konnte aber keinen Erfolg habeno

Zunächst greift die von der Klägerin erhobene prozeßrecht—

liche Edge, daß als Beisitzer vor dem SG ein Sozielrichter

mitgewirkt habe, der zwar dem Kreise der Sezielversicherung‚

nicht aber demjenigen der Arbeitslosenversicherung zuzu—

rechnen und deshalb nach dem Gesetz nicht berufen gewesen
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„(J..

sei9 nicht durch°

Gemäß 5 10 SGG werden bei den Sozialgerichten Kammern für

Angelegenheiten der Sozialversicherung
, der Arbeitslosen—

versicherung einschließlich der übrigen Aufgaben der

BfArb, der Kriegsopferversorgung und des Kassenarztrechts

gebildet° Die Besetzung dieser Kammern wird in 5 12 Absa1
SGG dahin geregelt, daß jede Kammer des SG mit einem Vor—

sitzenden und zwei dozialrichtern als Beisitzern tätig

wird° Von den Beisitzern geh rt gemäß @ 12 Abs„ 2 SGG
in den Kammern für Angelegenheiten der Sozialversiehe—

rung und der Arbeitslosenversicherung je ein Sozialrich—

ter dem Kreis der Versicherten und der Arbeitgeber ane

Während @ 16 Abs() 4 SGG festlegt, wer Sozielrichter aus
dem Kreis der Arbeitgeber sein kann, fehlt eine ent—

sprechende Vorschrift, die den Kreis der Versicherten

näher bestimmt (vglo BSG 3, 67)o @ 16 Abs° 3 SGG legt

vielmehr lediglich fest, daß éozialrichter
aus den

Kreisen der Versicherten auch sein kann, wer arbeits—

los ist oder Rente aus eigener Versicherung beziehto

Nach herrschender Meinung ist Versicherter im Sinne

des @ 16 Abso 2 SGG jeder9 der auf Grund einer Pflicht—

versicherung oder einer Selbstversicherung (freiwillige

Selbst— oder Weiterversicherung) einem Zweig der So—

zialversichcrung oder der Arbeitslosenversicherung an—

gehört (so Rohwer/Kahlmann aaO, @ 16 Anm° 7; ähnlich
Peters/Sautter/Wolff aaO, @ 16 Anm° 3, Hofmann/Schroe—

ter, Kommentar zum SGG, @ 16 Anm° 3, Brackmann aaO‚
S 190 m; Mellwitz, Kommentar zum SGG, @ 16 Anm° 8;
Sauerwein, Kommentar zum SGG, @ 16 Anmo 5; Schieren/

Beuster‚ Kommentar zum SGG, @ 16 Anm° III)D

Wenn schon dieser Begriffsbestimmung der Versicher—

teneigensehaft als persönliche Voraussetzung für das

Amt des Sozialriehters im Sinne des © 16 Abs° 2 SGG
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“10 ‚d

zuzustimmen ist, so läßt sie nach Auffassung des Senats
weiterhin hinsichtlich der esetzung der einzelnen Kammern

nach @ 12 Abs, 2 Satz 1 SGG, der ebenfalls den Begriff
”Versicherter" allgemein verwendet, die Auslegung zu, daß

der Vorschrift bereits genügt ist, wenn dieser Beisitzer

einem Zweig der allgemeinen Sesiulversibherun; angehörto

Gegen die Auffassung, die Mitwirkung in den Kammern für An—

gelegenheiten der Arbeitslosenversicherung allein auf Per—

sonen, die in der Arbeitslos envers icherung unmittelbar ver—

sichert sind, zu beschränken, sprec nen zudem Erwägungen

Techto.vlili eier, soziologischer und prozeßwirtschaft—

licher Return Auch die Meinungen der Beteiligten werden

mit Eng und Recht derlber geteilt sein, ob der Sachverstand

der Versicherte n—Bei sitzer fir
die

Beurteilung von Fragen

der Arbe its‚osenversicnerung dadurch wesentlich gesteigert

wird, daß sie d'i e s e m Versichertenbereieh, statt

"nur“ dem Bereich der (sonstigen) Sozielversicherung ange—

hören„ Hinzu kommt, daß das SGG die Besetzung (@ 12 Abso 5

und 4) und die Vers cbleesll ten (f 14 Abs° 3 und 4) in den

Sektoren des Ka ssenerztreehts und der Kriegsoeferversor—

gung jeueils gesondert behandelt, während Sozial— und Ar—

beitslosenvcreicherung dort gemeinsam geregelt werden (je=

weils Abs, 2), Auf ge :onderte Vorschlagslisten für die Ar—

beitslosenversicherung (9 14 Abs° 2) hat der Regierungsent—

wurf zum SGG bewußt verzichtet, "da die gegen Arbeits losig—

keit Versicherten zum weitaus größten Teil soziulversichert

sind" (BT—Drucks° Nr() 4225 So 17 erster Absatz)o Hinzu—

weisen ist überdies auf die bloße "Soll“—Verschrift in @ 12
Abs. 2 Set; 2 SGG, die übrigens schon in der Berufungsin—

stcnz nicht mehr gilt, Nach alle dem ist weder der gesetz—

geberische Wille noch so st ein zwingender liechtsorund dafur

zu erkennen, duß der in @ 12 Abs„ 2 Satz 1 SGG verwendete

Begriff “Versicherte” recntlich odeer sachlich dazu führen

sollte, die Versicherten—Beisitzer für die Angelegenhei—

ten der Arbeits los<„nver-icherung mißten ausnahmslos in der

rbvits losenvers ieherung selbst vertsichert sein° Die
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paritätische Besetzung bei den Sozialgerichten ist jeden—

falls gewährleistet und die Bedeutung sowie das Wesen der

Beteiligung ehrenamtlicher Sozialrichter in der Sozialge—

richtsbarkeit werden durch diese Praxis nicht angetasteto

Sie dient vielmehr gerade dazu, die umfaßende Sachkunde

erfahrener Mitglieder der (allgemeinen) Sozialversiche«

rung_nutzbar zu machen° Da außerdem die Arbeitslosenw

— im Gegensatz zur Rentenversicherung keine freiwillige

Weiterversicherung kennt, müßten dort gerade langjährig

erfahrene Personen ausscheiden, wenn sie die Versiche—

rungSpflichtgrenze überschritten hätten, während sie

in den anderen Versicherungszweigen weiter mitwirken

könnten° Han denke auch an die Schwierigkeiten bei

gleichzeitiger Entscheidung über die Versicherungs—

pflicht in der Kranken—, Arbeitslosen— und Rentenver—

sicherung;

Verfahrensrechtlich ist das LSG ferner ohne Rechts—

irrtum davon ausgegangen, daß es sich bei der Klage um

zwei verschiedene selbständige Ansprüche‚ dah„ einmal

um einen Anspruch auf Alg, zum anderen um einen Rück-

forderungsanspruch handelt. Zwar ist bei selbständigen

Ansprüchen die Zulässigkeit der Berufung für jeden An—

spruch gesondert zu prüfen (BSG 3, 135; 6, 11; 10, 264%

Doch ist der Anspruch auf Bäckerstattung der Leistung
jeweils von der Vortrags, ob überhaupt ein Alg—Anspruch

besteht oder nicht9 abhängig, so daß jener nicht eher

in Rechtskraft erwachsen kann, als über die grundlegen—

derFrage9 ob Anspruch auf Alg besteht oder nicht‚

rechtskräftig entschieden worden ist (BSG 14, 280; BSG

in SGb 1962 Heft 4 Nr„ 5)o Ist aber, wie im vorliegen—
den Falle, die Berufung hinsichtlich des Alg—Anspruchs

nach 5 144 Abs„ 1 Nr° 2 SGGausgeschlossen, da dieser
sich auf 337‚30 DM errechnet und daher wiederkehrende
Leistungen für einen Zeitraum bis zu 13 Wochen betrifft,
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so ist dieser Anspruch rechtskräftig festgestellt und somit

die Frage, ob überhaupt ein Rückforderungsenspruch entstehen

konnte, geklärt, wlcdann hindert rechtlich nichts daran zu
prüfen, ob die Berufung auch bezüglich des Rückforderungs—

enspruchs gemäß 5 149 SGG ausgeschlossen ist° Nach dieser

Vorschrift ist die Berufung ua bei Streitigkeiten wegen
Rückerstattung von Leistungen unzulässig, wenn der Be—

schwerdewert 500 DE nicht übersteigt, Von dem Berufungs—

ausschluß werden nicht nur Rdckerststtungsforderungen

zwisehen Behörden oder Körperschaften oder Anstalten des
öffentlichen Rechts, sondern alle Streitigkeiten wegen

Bäckerstattung von leistungen, also auch solche zwischen

einem Versieherungsträger und einem Versicherten, erfaßt

(Erackmenn, Handbuch der Sozialversicherung, Bd I 80 250 q;

Ieters/Seutter/Wolff, Kommentar zum SGG, Anm° 5 zu @ 149)°

3er Beschuerdewcrt im Sinne des 5 149 SGG ist jedoch im

Gege satz zur Auffassung der Revision nicht mit dem Streit—

gegenstend identisch, sondern entspricht dem Wert des Be—
schwerdegegenstandes, das ist jener Betrag, um den der Be—

rifungskläger durch das Urteil der ersten Instanz in seinem

Recht verkürzt zu sein behauptet und hiernach in seinen

Berufungsanträgen Änderungen des Urteils verlangt (Brech—

mann aaO, 250 p; Peters/Sautter/Wolff, aaO, @ 149 Anm„ 2)o

Dabei kann der Wert des gegen die Klägerin gerichteten

Entziekungsw und Rückforderungsanspruchs schon deshalb

nicht zusammengerechnet werden, weil sich @ 149, 20 Halbso

SGG nur auf Streitigkeiten wegen ”Rückerstattung von '

Leistungen" bezieht, d„h° die Beruf ng denn ausschließt,

wenn der Beschverdewert der zurückgeforderten Leistung die

Wertgrenze von 500 DE nicht übersteigt° Beschwerdewert im

Rückerstattungsstrcit kann folglich nur der Betrag der

tatsächlich zurückgeforderten Leistung sein, nicht aber

z sätzlich ein diesem Leistungsenspruch zugrunde liegender

Entziehungsenspruch, da letzterer nicht selbst auf Leistung

gerichtet ist° Der Entziehungsanspruch vermag daher auch
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nicht den Beschwerdewert der streitigen Rückerstattung

von Leistungen im Sinne des @ 149 SGG zu erhöhen° Da
der Wert der von der Beklagten zur&ckgeforderten Leistun—

gen nach den insoweit von der Revision nicht angegriffe—

nen Feststellungen des Berufungsgerichts nur 537,30 DM

beträgt‚ hat das LSG zu Recht die Berufung auch hin—

sichtlich des Rückerstattungsenspruchs als durch 5 149

SGG ausgeschlossen angesehen°

Da ferner die von der Klägerin erhobene Rüge eines we—

sentlichen Verfahrensmangels, der in der fehlerhaften
Besetzung der Richterbunx■nerster Instanz liegen sollte,

sich als unzutrefiend erwies, mußte die angefochtene

Entscheidung bestltigt und die Revision der Klägerin

insgesamt zurückgewiesen werden (5 170 Abs„ 1 SGG), ohne
daß der Senat in eine Beurteilung der aufgeworfenen

materidl—rcchtlichen Fragen eintreten konnte°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 SGG„

'! =.‘.a
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